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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Greve: 

I. Allgemeines 

Die Drucksache 2677 wurde dem Ausschuß für 
Fragen der Wiedergutmachung auf Grund eines 
Beschlusses des Bundestages vom 3. Oktober 1956 
federführend und dem Ausschuß für Geld und Kre- 
dit zur Mitberatung überwiesen. Sie wurde im 
federführenden Ausschuß in der Zeit vom 7. No- 
vember 1956 bis 1. März 1957 in acht Sitzungen 
beraten; vom Ausschuß für Geld und Kredit liegt 
eine Mitteilung vom 6. Dezember 1956 vor, nach 
der von einer Stellungnahme zu dem Gesetz abge- 
sehen wird. 

Wenn auch nicht in derselben Fülle wie beim 
Bundesentschädigungsgesetz, so lagen dem Aus- 
schuß auch für die hier zu behandelnde Materie 
eine Vielzahl von Zuschriften von interessierten 
Einzelpersonen, Verfolgtenverbänden und anderen 
Organisationen vor, die zum Gegenstand der Be- 
ratungen gemacht wurden. Die Vorschläge konnten 
zum Teil berücksichtigt werden. 

Im Hinblick auf die umfassende Begründung zu 
dem Gesetzentwurf kann hier auf die Darstellung 
der Entwicklung des Rückerstattungsrechtes, seiner 
Vielgestaltigkeit und seiner besonders schwierigen 
Anwendung von Behörden und Gerichten hinge- 
wiesen werden. Das hier vorgelegte Gesetz regelt 
in seinen einzelnen Bestimmungen nur einen Teil 
aller Rückerstattungsansprüche, nämlich die rück- 


erstattungsrechtlichen Geldverbindlichkeiten des 
ehemaligen Deutschen Reichs und diesem auf 
Grund der Entziehungen gleidigestellter Rechts- 
träger. Es schließt einen Schwebezustand ab, der 
durch den Fortfall der in Frage kommenden Rück- 
erstattungsverpflichteten entstanden war, an deren 
Stelle nunmehr die Bundesrepublik Deutschland 
tritt. Wenn auch nach dem Bundesrückerstattungs- 
gesetz noch viele Ansprüche ihre Befriedigung 
überhaupt nicht oder nur teilweise finden, für die 
nach den Grundsätzen des BGB hätte voller Scha- 
densersatz geleistet werden müssen, so bleiben 
zwei Umstände besonders zu bedauern: daß es 
nicht gelungen ist, 

1. den Festbetrag von höchstens 1,5 Mrd. Deutsche 
Mark zu beseitigen oder wenigstens zu erhöhen 
und 

2. das Gesetz auch auf die Entziehungstatbestände 
auszudehnen, die im Gebiet des ehemaligen 
Deutschen Reichs in seinen Grenzen vom 31. De- 
zember 1937 des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes entstanden sind. 

Dem Ausschuß blieb im Interesse des Zustande- 
kommens des Gesetzes noch in der laufenden Le- 
gislaturperiode des Bundestages nur die Möglich- 
keit, auf die erwähnten wesentlichen Verbesserun- 
gen zu verzichten. 
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II. Im einzelnen 

Soweit im Ausschuß die Regierungsvorlage ge- 
billigt worden ist, wird auf die Begründung des 
Gesetzentwurfs in Drucksache 2677 verwiesen. Zu 
den im Ausschuß vorgenommenen Änderungen ist 
insbesondere folgendes zu bemerken: 

1. Zu § 3 a 

Die Vorschrift geht auf einen Vorschlag des Bun- 
desrates zurück, nach dem dem § 3 folgender Ab- 
satz 2 angefügt werden sollte: 

„(2) Hat ein Dritter feststellbare Vermögens- 
gegenstände entzogen, die alsdann auf einen 
der in § 1 genannten Rechtsträger übergegan- 
gen sind, so richtet sich der Anspruch gegen 
diese Rechtsträger unbeschadet der in § 6 Nr. 1 
genannten Rechtsvorschriften.“ 

Hierdurch sollte die gesamtschuldnerische Haf- 
tung der in § 1 genannten Rechtsträger allgemein 
klargestellt werden. 

Der Ausschuß ist dem Vorschläge des Bundes- 
rates grundsätzlich gefolgt, hat aber, da eine ge- 
samtschuldnerische Haftung nur bei Schadenser- 
satzansprüchen in Betracht kommt, die Vorschrift 
demgemäß auf Schadensersatzansprüche beschränkt. 

2. Zu § 3b 

Nach herrschender Rechtsprechung finden die 
Rechtsvorschriften zur Rückerstattung feststell- 
barer Vermögensgegenstände auch dann Anwen- 
dung, wenn der entzogene Vermögensgegenstand 
im Zeitpunkt der Entziehung nicht im Geltungs- 
bereich dieser Rechtsvorschriften belegen war, aber 
nach der Entziehung in diesen Geltungsbereich ge- 
langt ist. In zahlreichen Fällen kann der Berech- 
tigte aber nicht nachweisen, an welchen Ort die 
Gegenstände gelangt sind. Die Durchsetzung der 
Ansprüche scheitert infolgedessen daran, daß nicht 
feststeht, welche der alliierten Rechtsvorschriften 
zur Anwendung kommt oder welche örtliche Zu- 
ständigkeit gegeben ist. Es erschien dem Ausschuß 
erforderlich, eine Vorschrift aufzunehmen, die für 
diese Fälle die Anwendbarkeit eines bestimmten 
Rückerstattungsgesetzes vorsieht und zugleich eine 
örtliche Zuständigkeit begründet. Dies wird durch 
die Fiktion erreicht, daß die Gegenstände als in den 
Geltungsbereich der Berliner Rückerstattungsan- 
ordnung gelangt gelten. Da die Entziehungsmaß- 
nahmen des Deutschen Reichs und der im Entwurf 
dem Deutschen Reich gleichgestellten Rechtsträger 
durchweg einheitlich von Berlin aus gelenkt wor- 
den sind, lag es nahe, die Anwendung der Berliner 
Rückerstattungsanordnung für diese Fälle vorzu- 
sehen. 

Dieselben Gründe, die schon die Berliner Kom- 
mandantur bei dem Erlaß der BK/0 (54) 15 be- 
wogen haben, die Entziehung innerhalb des Ge- 
bietes von Berlin in den in § 4 der Berliner Ver- 
fassung von 1950 festgelegten Grenzen wie in Ber- 
lin (West) erfolgte Entziehungen zu behandeln. 


haben der Aufnahme des Satzes 2 zugrunde ge- 
legen. Es erschien erforderlich, auch hier Berlin 
(West und Ost) als eine Einheit zu behandeln. 

3. Zu § 5 a 

Der Regierungsentwurf enthielt keine Vorschrift 
darüber, ob die Abtretung, Verpfändung oder 
Pfändung von rückerstattungsrechtlichen Geldan- 
sprüchen mit oder ohne besondere Genehmigung 
möglich ist. Da die Frage nach geltendem Recht be- 
stritten ist, hielt der Ausschuß die Aufnahme einer 
ausdrücklichen Bestimmung hierüber für ange- 
bracht. Im Interesse der Berechtigten erschien es 
geboten, die Verfügungsmöglichkeit über diese An- 
sprüche in keiner Weise einzuschränken. Daher ist 
im Gegensatz zu der Regelung im Bundesentschä- 
digungsgesetz die Abtretung, Verpfändung oder 
Pfändung nicht von einer Genehmigung abhängig 
gemacht worden. 

4. Zu § 5b 

§ 5 b ist neu eingefügt worden. Da die Erfüllung 
der rückerstattungsrechtlichen Geldverbindlichkei- 
ten der in § 1 genannten Rechtsträger ausschließ- 
lich aus Mitteln des Bundes erfolgt, hielt der 
Ausschuß es für zweckmäßig, auch die Vertre- 
tung dieser Rechtsträger einheitlich durch den 
Bundesminister der Finanzen oder von ihm zu be- 
stimmende nachgeordnete Behörden der Bundes- 
finanzverwaltung vorzusehen. 

5. Zu § 5 c 

Im Regierungsentwurf war eine Vorschrift über 
die Erstattung von Kosten, die einem der in § 1 
genannten Reciitsträger auferlegt worden sind oder 
auferlegt werden, nicht vorgesehen. Die Kostener- 
stattungsansprüche hätten daher nur nach Maßgabe 
einer künftigen gesetzlichen Regelung solcher Ver- 
bindlichkeiten befriedigt werden können. Unter 
Vorwegnahme einer solchen Regelung erschien es 
dem Ausschuß angebracht, schon in diesem Gesetz 
dem Bund die Kostenerstattungspflicht aufzuer- 
legen. 

6. Zu § 6 

Nummer 2 a ist im Sinne des Vorschlages des 
Bundesrates ergänzt worden, da der Regierungs- 
entwurf die Rechtsgrundlage der Rückerstattungs- 
gesetzgebung in Berlin (West) nicht vollständig be- 
zeichnet hat. 

In Nummer 3 ist auf das nach Aufstellung des 
Regierungsentwurfs in Kraft getretene Bundesent- 
schädigungsgesetz vom 29. Juni 1956 Bezug ge- 
nommen worden. 

7. Zu § 7 

Die Änderung in Absatz 1 Satz 2 bedeutet keine 
sachliche Änderung, sondern soll ausdrücklich klar- 
stellen, daß der Gegenbeweis von den in § 1 ge- 
nannten Rechtsträgern zu führen ist. 
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8. Zu § 8 

In Absatz 1 ist gegenüber der Regierungsvorlage 
an Stelle des europäischen „Hafens“ der Begriff 
des europäischen „Ortes“ gewählt worden. Dadurch 
soll erreicht werden, daß für Umzugsgut, welches 
außerhalb eines Hafens oder Hafengebietes ent- 
zogen worden ist, ebenfalls Ersatz zu leisten ist. 
Ohne diese Erweiterung hätte die Schadensersatz- 
pflicht allein von dem Zufall abgehangen, ob das 
Umzugsgut bereits einen Hafen erreicht hatte oder 
nicht. Die weitere Einfügung in Satz 1 „oder nach 
§ 7“ ermöglicht die Anwendung des § 8 auch in den 
Fällen, in denen der Berechtigte vor der Auswan- 
derung seinen Wohnsitz in der französischen Zone 
hatte. 

Absatz 2 ist neu eingefügt worden. Der Grund 
für die Einfügung liegt in folgendem: Nach gelten- 
dem Rückerstattungsrecht sind Rückerstattungs- 
ansprüche nur begründet, wenn der entzogene Ver- 
mögensgegenstand im Zeitpunkt der Entziehung 
im Geltungsbereich der Rückerstattungsgesetze be- 
legen war oder nach der Entziehung in diesen Gel- 
tungsbereich gelangt ist. § 8 gewährt einen Scha- 
densersatzanspruch in Ausweitung dieser Grund- 
sätze auch dann, wenn Umzugsgut außerhalb des 
Geltungsbereichs der Rechtsvorschriften zur Rück- 
erstattung feststellbarer Vermögensgegenstände 
entzogen worden ist, ohne nach der Entziehung in 
diesen Geltungsbereich gelangt zu sein. Es handelt 
sich hier also um eine Ausnahmevorschrift, die 
gegenüber dem geltenden Recht nur subsidiäre Be- 
deutung haben und daher nur Anwendung finden 
kann, wenn nicht bereits nach geltendem Rücker- 
stattungsrecht Ansprüche gegeben sind. Dem trägt 
die in Absatz 1 Nr. 1 eingefügte Bestimmung Rech- 
nung. 

Bei einer Entziehung von Umzugsgut in einem 
europäischen „Hafen“ handelte es sich zwangsläu- 
fig um Umzugsgut, das noch nicht am Bestim- 
mungsort angelangt war. Nach der durch Absatz 1 
vorgenommenen und erwähnten Ausweitung war 
es jedoch notwendig klarzustellen, daß Sachen, die 
an ihrem Bestimmungsort angelangt waren und 
dort bereits zur freien Verfügung des Eigentümers 
standen, den Charakter als Umzugsgut verloren 
hatten und daher nicht unter die Regelung des 
Absatzes 1 fallen. 

Absatz 4 (Absatz 3 der Regierungsvorlage) ist um 
Satz 2 erweitert worden, der lediglich der Klar- 
stellung dient. 

9. Zu § 9 

In Absatz 3 ist zur Klarstellung eingefügt, daß 
die §§ 10 bis 18 auf Ansprüche der Nachfolgeorga- 
nisationen oder ihrer Rechtsnachfolger nur dann 
keine Anwendung finden, wenn diese Ansprüche 
unter die mit dem Bund geschlossenen Globalver- 
einbarungen fallen. Diese Ergänzung war notwen- 
dig, weil die Globalvereinbarungen sich nicht auf 
sämtliche rückerstattungsrechtlichen Geldansprüche 
der Nachfolgeorganisationen erstrecken, vielmehr 


die Nachfolgeorganisationen sich in diesen Verein- 
barungen die Geltendmachung bestimmter An- 
sprüche im Einzelverfahren Vorbehalten haben. 

10. Zu § 10 

Der neu eingefügte Absatz 2 sieht eine Verzin- 
sung der in dieser Vorschrift geregelten sogenann- 
ten Geldsummenansprüche vor. Diese Regelung 
erschien deshalb billig, weil auch bei den rücker- 
stattungsrechtlichen Schadensersatzansprüchen 
(Geldwertansprüchen) nach § 11 Abs. 2 eine Ver- 
zinsung in Form eines Pauschalzuschlages vorge- 
sehen ist. Zur Verwaltungsvereinfachung werden 
die Zinsen auch hier durch einen Pauschalzuschlag 
abgegolten. Die Höhe des Zuschlages entspricht 
dem auch in § 11 Abs. 2 festgesetzten Zuschlag für 
entgangene Nutzungen. 

Ansprüche, die sich auf Herausgabe des Rein- 
ertrages der Nutzung richten, sind nach herrschen- 
der Rechtsprechung nicht zu verzinsen. Da es sich 
hier um Nutzungen von bereits in Natur zurück- 
erstatteten Vermögensgegenständen handelt, würde 
eine Verzinsung dieser Ansprüche auch dem Ver- 
bot der Zahlung von Zinseszinsen widersprechen. 
Dem trägt der ebenfalls neu eingefügte Absatz 3 
Rechnung. 

11. Zu §§ 11 bis 11 c 

Die Vorschrift des § 11 in der Fassung der Re- 
gierungsvorlage hat eine Umgestaltung und Er- 
gänzung erfahren: 

a) § 11 Abs. 3 der Regierungsvorlage ist jetzt 

§ 11b, 

b) § 11 Abs. 4 der Regierungsvorlage ist in erwei- 
terter und geänderter Fassung jetzt § 11 c. 

c) Neu eingefügt ist § 11 a, und zwar aus folgen- 
den Gründen: 

Die Regierungsvorlage sieht vor, daß die Höhe 
des Schadensersatzbetrages nach dem Wieder- 
beschaf fungswerl des entzogenen Vermögens- 
gegenstandes am 1. April 1956 bemessen wird. 
In den Fällen, in denen der entzogene Ver- 
mögensgegenstand auch ohne die Entziehung 
vor dem 1. April 1956 untergegangen wäre, läßt 
sich daher ein Wiederbeschaffungswert zu die- 
sem Zeitpunkt nicht ermitteln. Es erschien aber 
unbillig, bei Vermögensgegenständen, die zwar 
im Zeitpunkt der Entziehung, nicht aber am 
1. April 1956 einen Wert gehabt haben, von 
einem Schadensersatz abzusehen. Deshalb sieht 
§ 11 a für diese Fälle vor, daß als Schadens- 
ersatzbetrag der im Verhältnis 10:1 in Deutsche 
Mark umgerechnete Wert des Vermögensgegen- 
standes im Zeitpunkt der Entziehung gilt. 

Eine entsprechende Regelung ist für die Fälle 
vorgesehen, in denen der Wiederbeschaffungs- 
wert am 1. April 1956 sich zwar feststellen läßt, 
aber unter dem im Verhältnis 10 : 1 in Deutsche 
Mark umgerechneten Wert des Vermögens- 
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gegenständes im Zeitpunkt der Entziehung 
liegt. In beiden Fällen ist berücksichtigt, daß 
dem Berechtigten die Verfügung über den Ver- 
mögensgegenstand, der im Zeitpunkt der Ent- 
ziehung noch einen bestimmten Reichsmark- 
Wert hatte, entzogen war. Nach Absatz 2 des 
§ 11a wird wie im Falle des § 11 Abs. 2 dem 
Schadensersatzbetrag ein entsprechender Pau- 
schalbetrag für entgangene Nutzungen oder 
Zinsen oder sonstige geldwerte Vorteile hinzu- 
gerechnet. 

Es ergeben sicli aber Fälle, in denen der Wert 
des entzogenen Vermögensgegenstandes im 
Zeitpunkt der Entziehung nur aus den entgan- 
genen Erträgnissen errechnet werden kann. In 
diesen Fällen mußte der Zuschlag entfallen, so- 
weit die entgangenen Nutzungen oder Zinsen 
bereits bei der Errechnung des Wertes selbst 
berücksichtigt sind. 

d) Der neue § 11c (früher Absatz 4 des § 11 der 
Regierungsvorlage) stellt klar, von welchem 
Zeitpunkt ab die zu zahlende Rente zu kapitali- 
sieren ist, und sieht vor, daß die vor diesem 
Zeitpunkt fällig gewesenen Beträge unter Be- 
rücksichtigung der Währungsumstellung dem 
Kapitalwert der Rente zuzuschlagen sind. 

12. Zu § 12 

Der Ausschuß hat sich eingehend mit der Frage 
befaßt, ob der Schadensersatzbetrag bei der Ent- 
ziehung von Reichsmarkforderungen nach einem 
Umrechnungsverhältnis von 10 Reichsmark zu 
2 Deutsche Mark zu bemessen wäre. Eine solche 
Umrechnung hätte dem Umrechnungsverhältnis in 
§ 11 des Bundesentschädigungsgesetzes entspro- 
chen. Andererseits hätte aber eine solche Umrech- 
nung gegen die allgemeinen Grundsätze des Scha- 
densersatzrechtes verstoßen, die nach Artikel 4 des 
Teiles III des Vertrages zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen bei Schadens- 
ersatzansprüchen zugrunde zu legen sind. Der 
deutsche Gesetzgeber wäre hier zwar grundsätzlich 
in der Lage gewesen, zugunsten der Berechtigten 
einen höheren Umrechnungssatz vorzusehen. Da 
aber sämtliche rückerstattungsrechtlichen Geldver- 
bindlichkeiten der in § 1 genannten Rechtsträger 
aus einem Gesamtbetrag von 1,5 Mrd. Deutsche 
Mark zu befriedigen sind, wären durch eine solche 
Regelung die übrigen Forderungsberechtigten 
schlechter gestellt worden. Diese Gründe haben 
den Ausschuß veranlaßt, von einer Änderung der 
Regierungsvorlage abzusehen. 

13. Zu §§ 19 bis 21 

Diese Vorschriften sind in der Fassung der Re- 
gierungsvorlage — von einer redaktionellen Ände- 
rung in § 20 Abs. 2 abgesehen — unverändert 
übernommen worden. Das Gesetz sollte nach der 
Regierungsvorlage am 1. April 1956 in Kraft tre- 
ten. Dieser Zeitpunkt konnte jedoch nicht einge- 
halten werden, so daß das Gesetz nach der ge- 


änderten Fassung des § 40 am Tage seiner Verkün- 
dung in Kraft treten soll. Diese Änderung bedingte 
ferner, daß die in der Regierungsvorlage vorge- 
sehenen Anmeldefristen um ein Jahr, also auf den 
1. April 1958 bzw. 1. April 1959, hinausgeschoben 
werden mußten. 

14. Zu § 22 

In § 22 ist Absatz 2 neu eingefügt. Der Ausschuß 
ist hier dem Vorsclilag des Bundesrates gefolgt. 

15. Zu §§ 23, 24 

In § 23 ist bestimmt, daß der Bund die Erfüllung 
der Rückerstattungsverbindlichkeiten auf einen 
Gesamtbetrag von 1,5 Mrd. Deutsche Mark be- 
schränkt. Nach der Regierungsvorlage war vorge- 
sehen, daß der durch § 37 gebildete Härtefonds 
ebenfalls aus diesem Gesamtbetrag von 1,5 Mrd. 
Deutsche Mark entnommen werden sollte. Der 
Ausschuß ist insoweit der Regierungsvorlage nicht 
gefolgt; er schlägt vielmehr vor, daß der für Lei- 
stungen aus dem Härtefonds erforderliche Betrag 
außerhalb des Betrages von 1,5 Mrd. Deutsche 
Mark bleibt und zusätzlich aus Bundesmitteln zur 
Verfügung zu stellen ist. Infolgedessen mußte hier 
die Erwähnung des § 37 entfallen. Wegen des 
Härtefonds wird auf die Ausführungen zu § 37 ver- 
wiesen. 

Außerdem hat § 23 insoweit noch eine Änderung 
erfahren, als gegenüber der Regierungsvorlage die 
Verzinsung der Ansprüche in dieser Vorschrift ge- 
strichen ist. Das bedeutet jedoch nicht, daß die 
Zinsansprüche außerhalb des Rahmens der 1,5 Mrd. 
Deutsche Mark vom Bund zu tragen sind. Hier 
handelt es sich nur um eine redaktionelle Ände- 
rung. Die Vorschriften über die Verzinsung der 
Ansprüche sind nunmehr im § 27 zusammengefaßt. 
Das hatte auch zur Folge, daß die Vorschrift des 
§ 24 entfallen konnte. 


16. Zu § 25 

§ 25 hat gegenüber der Regierungsvorlage eine 
weitgehende Umgestaltung zugunsten der Berech- 
tigten erfahren. Die Befriedigung sämtlicher rück- 
erstattungsrechtlicher Ansprüche soll nunmehr bis 
zum Ablauf des Rechnungsjahres 1961 erfolgen, 
und zwar in drei Zeitabschnitten: 

Bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 1958 sollen 
die Ansprüche aller Berechtigten bis zur Höhe von 
20 000 Deutsche Mark befriedigt werden (Ab- 
satz 2). 

Bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 1960 sollen 
die Ansprüche aller Berechtigten bis zur Höhe von 
50 V. H. befriedigt werden (Absatz 3). 

Bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 1961 sollen 
alle Ansprüche in Höhe des Restbetrages befrie- 
digt werden (Absatz 4), soweit nicht nach Absatz 5 
eine quotale Minderung des Restbetrages eintritt. 
Dem entspricht § 25. 
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17. Zu § 26 

In Absatz 1 ist Satz 2 in Angleichung an die Re- 
gelung des § 170 Abs. 1 Satz 2 des Bundesentschä- 
digungsgesetzes eingefügt worden. 

18. Zu § 27 

In dieser Vorschrift sind nunmehr aus rechts- 
systematischen Gründen die gesamten Vorschrif- 
ten über die Verzinsung der Ansprüche zusammen- 
gefaßt (vgl. auch die Begründung zu § 23). 

19. Zu § 28 

Die Neufassung ist die Folge der Änderung des 
§ 9 Abs. 3. 

20. Zu § 29 

Satz 3 ist neu gefaßt worden. Die Änderung er- 
gibt sich aus der Verschiebung des Zeitpunktes des 
Inkrafttretens des Gesetzes. 

21. Zu § 31 

In Absatz 2 ist der Ausschuß dem Vorschlag des 
Bundesrates gefolgt. 

22. Zu § 33 

Die Absätze 4 bis 6 sind neu eingefügt worden, 
weil sich für die Praxis eine Klarstellung dieser 
Frage als notwendig erweisen kann. Sie entspre- 
chen im übrigen den in § 193 Abs. 1 bis 3 des Bun- 
desentschädigungsgesetzes getroffenen Regelungen. 

23. Zu § 34 

Satz 3 ist neu eingefügt, weil der Ausschuß auch 
hier eine dem Bundesentschädigungsgesetz ent- 
sprechende Regelung für notwendig hielt. So ent- 
spricht Satz 3 dem § 196 Abs. 1 Satz 2 BEG. 

24. Zu § 37 

Die Vorschrift ist neu gefaßt worden, da die 
durch Härteausgleichsleistungen verursachten Ko- 
sten nicht mehr aus dem Betrag von 1,5 Mrd. 
Deutsche Mark gezahlt werden sollen, die für die 
Erfüllung der Rechtsansprüche nach diesem Gesetz 
vorgesehen sind. Außerdem ist der Betrag, der für 
Härteausgleichsleistungen bestimmt ist, in seiner 
Höhe nicht mehr, wie in der Regierungsvorlage 
vorgesehen, auf den Betrag von 50 Mio Deutsche 
Mark begrenzt; er kann vielmehr über oder unter 
diesem Betrag liegen. 


Um baldmöglichst einen Überblick zu gewinnen, 
in welcher Höhe Leistungen vom Bund für diesen 
Härteausgleich zur Verfügung gestellt werden müs- 
sen, ist im Absatz 2 eine Frist für die Stellung der- 
artiger Anträge bestimmt. Die Frist fällt mit der 
allgemeinen Anmeldefrist zusamm.en. Um eine ein- 
heitliche Durchführung dieser Vorschrift zu ge- 
währleisten, ist eine Bundesbehörde, und zwar die 
Oberfinanzdirektion in Frankfurt (Main), bestimmt 
worden, bei der die Anträge zu stellen sind und 
die gegebenenfalls auf Weisung des Bundesmini- 
sters der Finanzen über sie entscheidet. Durch 
jede Anmeldung, die bei einer anderen in diesem 
Gesetz vorgesehenen Stelle vorgenommen wird, ist 
die Frist ebenfalls gewahrt. 

25. Zu § 39 

In Absatz 1 konnte Satz 2 entfallen, da durch die 
Änderung des § 25 nunmehr Rechtsverordnungen 
im Rahmen des Gesetzes nicht mehr vorgesehen 
sind. 

26. Zu § 39 a 

Der Ausschuß hat im Einvernehmen mit der 
Bundesregierung festgestellt, daß eine Ausdehnung 
des Bundesrückerstattungsgesetzes auf das Saar- 
land nicht möglich sei, da dort im Hinblick auf die 
Währungsverhältnisse ein besonderes Gesetz er- 
forderlich werden wird. Aus diesem Grunde mußte 
in § 39 a die negative Saar-Klausel aufgenommen 
werden. 

27. Zu § 40 

Die Regierungsvorlage sah vor, daß das Gesetz 
am 1. April 1956, und zwar in Übereinstimmung 
mit dem Inkrafttreten des Dritten Änderungsge- 
setzes zum Bundesentschädigungsgesetz, in Kraft 
treten sollte. Wegen der schwierigen gesetzgeberi- 
schen Arbeiten ließ sich dieser Zeitpunkt auch 
nicht annähernd einhalten. Infolgedessen mußte 
ein anderer Zeitpunkt für das Inkrafttreten ge- 
wählt werden. Dem Ausschuß erschien es zweck- 
mäßig, das Gesetz nunmehr mit dem Tag der Ver- 
kündung in Kraft treten zu lassen. 

Bonn, den 1. März 1956 

Dr. Greve 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf ■ — ■ Drucksache 2677 — in der 
nachstehenden Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitio- 
nen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 1. März 1957 

Der Ausschuß für Fragen der Wiedergutmachung 
Dr. Greve 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 
und Begriffsbestimmungen 

§1 

(1) Dieses Gesetz findet auf rückerstat- 
tungsrechtliche Ansprüche gegen das Deutsche 
Reich einschließlich der Sondervermögen 
Deutsche Reichsbahn und Deutsche Reichs- 
post Anwendung. 

(2) Dieses Gesetz findet ferner Anwendung 
auf rückerstattungsrechtliche Ansprüche gegen 

1. das ehemalige Land Preußen, 

2. das Unternehmen Reichsautobahn, 

3. die ehemalige Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei (NSDAP), deren 
Gliederungen, deren angeschlossene Ver- 
bände und die sonstigen aufgelösten NS- 
Einrichtungen, 

4. die Reichsvereinigung der Juden in 
Deutschland und den Auswanderungsfonds 
Böhmen und Mähren. 

§2 

Rückerstattungsrechtliche Ansprüche im 
Sinne dieses Gesetzes sind Ansprüche, die 
nach den Rechtsvorschriften zur Rückerstat- 
tung ifeststellbarer Vermögensgegenstände 
(§ 6 Nr. 1) oder nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes Rückerstattungsberechtigten oder 
deren Rechtsnachfolgern zustehen und auf 
einen Geldbetrag oder auf Schadensersatz ge- 
richtet sind. 

§ 3 

Den rückerstattungsrechtlichen Ansprüchen 
gegen die in § 1 genannten Rechtsträger wer- 
den rückerstattungsrechtliche Ansprüche 
gleichgestellt, die sich nur auf Grund von 
Vermögens- oder Aufgabennachfolge nach 
den in § 1 genannten Rechtsträgern gegen 
den Bund oder einen anderen öffentlichen 
Rechtsträger richten könnten. 

§ 3 a 

Hat ein Dritter feststellbare Vermögens- 
gegenstände entzogen, die im Zusammenhang 
mit der Entziehung auf einen der In § 1 ge- 
nannten Rechtsträger übergegangen und ver- 


lorengegangen, beschädigt oder In ihrem 
Wert vermindert worden sind, so ist dieser 
Rechtsträger schadensersatzpflichtig. Eine 
Schadensersatzpflicht des Rechtsträgers be- 
steht nicht, wenn der Rechtsträger nachweist, 
daß der Verlust, die Beschädigung oder die 
Wertminderung nicht auf seinem Verschul- 
den und nicht auf einem Verschulden des 
Dritten beruht. Ansprüche gegen den Drit- 
ten nach den Rechtsvorschriften zur Rück- 
erstattung feststellbarer Vermögensgegen- 
stände (§ 6 Nr. 1) bleiben unberührt. 

§3b 

Sind feststellbare Vermögensgegenstände 
von einem der in § 1 genannten Rechts- 
träger außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes entzogen worden und nach der Ent- 
ziehung nachweislich in diesen Geltungs- 
bereich gelangt, ohne daß der Ort, an den die 
Gegenstände gelangt sind, feststeht, so gelten 
die Gegenstände als in den Geltungsbereich 
der in § 6 Nr. 1 Buchstabe d genannten 
Rechtsvorschriften zur Rückerstattung fest- 
stellbarer Vermögensgegenstände gelangt. 
Das gleiche gilt, wenn die entzogenen Ver- 
mögensgegenstände nachweislida in das Ge- 
biet von Berlin innerhalb der in § 4 der Ber- 
liner Verfassung von 1950 festgelegten Gren- 
zen gelangt sind. 

§4 

Ist vor Inkrafttreten dieses Gesetzes über 
einen rückerstattungsrechtlichen Anspruch 
(§§ 1» 3) ganz oder teilweise rechtskräftig 
entschieden worden oder eine gütliche Eini- 
gung zustande gekommen, so hat die Ent- 
sdieidung oder die gütliche Einigung nur die 
in diesem Gesetz vorgesehene Wirkung. 

§5 

Auf Grund rückerstattungsrechtlicher An- 
sprüche (§§ 1, 3) können Leistungen nur nach 
Maßgabe dieses Gesetzes gefordert werden. 

§ 5a 

Rückerstattungsrechtliche Ansprüche (§§ 1, 
3) können abgetreten, verpfändet oder ge- 
pfändet werden. 

§5b 

In Verfahren über rückerstattungsrecht- 
liche Ansprüche (§§ 1, 3) werden die in § 1 
genannten Rechtsträger durch den Bundes- 
minister der Finanzen oder von ihm zu be- 



stimmende nadigeordnete Behörden der Bun- 
desfinanzverwaltung vertreten. 

§5c 

Soweit in einem Verfahren über rück- 
erstattungsrechtlidie Ansprüche (§§ 1, 3) einer 
der in § 1 genannten Rechtsträger verpflich- 
tet worden ist oder verpflichtet wird, dem 
Berechtigten die Kosten des Verfahrens zu 
erstatten, richtet sich der Anspruch auf 
Kostenerstattung gegen den Bund. 

§6 

In diesem Gesetz werden bezeichnet 

1. als Rechtsvorschriiften zur Rückerstattung 

feststellbarer Vermögensgegenstände: 

a) das Gesetz Nr. 59 vom 10. November 
1947 (Rückerstattung feststellbarer Ver- 
mögensgegenstände) der Militärregie- 
rung Deutschland — Amerikanisches 
Kontrollgebiet — (Amtsblatt der Mili- 
tärregierung Deutschland — Ameri- 
kanisches Kontrollgebiet — Ausgabe G 
vom 10. November 1947 S. 1) in der 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten- 
den Fassung und seine Durchführungs- 
bestimmungen, 

b) das Gesetz Nr. 59 vom 12. Mai 1949 
(Rücherstattung feststellbarer Vermö- 
gensgegenstände an Opfer der national- 
sozialistischen Unterdrückungsmaßnah- 
men) der Militärregierung Deutschland 
— Britisches Kontrollgebiet — (Amts- 
blatt der Militärregierung Deutschland 
— Britisches Kontrollgebiet — Nr. 28 
S. 1196) in der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Fassung und seine 
Durchführungsbestimmungen, 

c) die Verordnung Nr. 120 vom 10. No- 
vember 1947 (Rückerstattung geraub- 
ter Vermögensobjekte) der Militärregie- 
rung Deutschland — Französisches Kon- 
trollgebiet — (Amtsblatt des französi- 
schen Oberkommandos in Deutschland 
Nr. 119 vom 14. November 1947 
S. 1219) in der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Fassung und ihre 
Durchführungsbestimmungen, 

d) die Anordnung BK/O (49) 180 vom 
26. Juli 1949 (Rücherstattung feststell- 
barer Vermögensgegenstände an Opfer 
der nationalsozialistischen Unterdrük- 
kungsmaßnahmen) der Alliierten Kom- 
mandantur Berlin (Verordnungsblatt 


für Groß-Berlin Teil I 1949 S. 221) in 
der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fassung und ihre Durchfüh- 
rungsbestimmungen ; 

2. als Nachfolgeorganisationen: 

a) die gemäß Artikel 13 des Gesetzes 
Nr. 59 vom 10. November 1947 der 
Militärregierung Deutschland — Ameri- 
kanisches Kontrollgebiet — durch Aus- 
führungsverordnung Nr. 3 bestimmte, 
ferner gemäß Artikel 9 der Anordnung 
BK/O (49) 180 vom 26. Juli 1949 der 
Alliierten Kommandantur Berlin durch 
die Anordnung APO 742 — A — vom 
1. Oktober 1949 des Amerikanischen 
Kommandanten von Berlin und die 
Anordnung Nr. 58 vom 8. Juni 1950 
der französischen Militärregierung von 
Berlin ernannte Jewish Restitution 
Successor Organization (IRSO), 

b) die gemäß Artikel 8 des Gesetzes Nr. 59 
vom 12. Mai 1949 der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontroll- 
gebiet — durch die 7. Durchführungs- 
verordnung vom 1. August 1950, fer- 
ner gemäß Artikel 9 der Anordnung 
BK/O (49) 180 vom 26. Juli 1949 der 
Alliierten Kommandantur Berlin durch 
die Durchführungsverordnung Nr. 2 
bestellte Jewish Trust Corporation for 
Germany (ITC) 

und 

die durch die 8. Durchführungsver- 
ordnung vom 15. November 1950 
und die 11. Durchführungsverord- 
nung vom 12. März 1951 zu dem vor- 
genannten Gesetz Nr. 59 der britischen 
Militärregierung und gemäß Durchfüh- 
rungsverordnung Nr. 4 zu Artikel 9 
der Anordnung BK/O (49) 180 vom 
29. März 1951 errichtete Allgemeine 
Treuhandorganisation (ATO), 

c) die gemäß Artikel 9 Abs. 2 und Ar- 
tikel 14 Abs. 1 der Verordnung Nr. 120 
vom 10. November 1947 der Militär- 
regierung Deutschland — Französisches 
Kontrollgebiet — (in der Fassung der 
Verordnung Nr. 268 vom 29. Septem- 
ber 1951) von den Ländern errichteten 
Gemeinschaftsfonds 

und 

die gemäß der Anordnung Nr. 177 in 
Durchführung des Artikels 21 a der 
Verordnung Nr. 120 (in der Fassung 
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der Verordnung Nr. 268) benannte 
französische Abteilung der Jewish 
Trust Corporation for Germany; 

3. als Bundesentschädigungsgesetz: 

das iBundesgesetz zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfol- 
gung (Bundesentschädigungsgesetz — 
BEG — ) vom 29. Juni 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 562); 

4. als Umstellungsgesetz; 

das Dritte Gesetz zur Neuordnung des 
Geldwesens (Umstellungsgesetz) — Gesetz 
Nr. 63 der amerikanischen und der bri- 
tischen Militärregierung (Amtsblatt der 
Militärregierung Deutschland — Ameri- 
kanisches Kontrollgebiet — Ausgabe J 

S. 21 und Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet 
— S. 862) und Verordnung Nr. 160 des 
französischen Oberkommandos (Amtsblatt 
des französischen Oberkommandos in 
Deutschland S. 1537); 

5. als Umstellungsergänzungsgesetz: 

das Gesetz über die Ergänzung von Vor- 
schriften des Umstellungsrechts und über 
die Ausstattung der Berliner Altbanken 
mit Ausgleichsforderungen (Umstellungs- 
ergänzungsgesetz) vom 21. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1439); 

6. als Altsparergesetz: 

das Gesetz zur Milderung von Härten der 
Währungsreform (Altsparergesetz) vom 
14. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 495) in 
Verbindung mit dem Gesetz zu § 4 Abs. 4 
des Altsparergesetzes vom 10. Dezember 
1954 (Bundesgesetzibl. I S. 438); 

7. als Reichsbewertungsgesetz: 

das Reichsbewertungsgesetz vom 16. Ok- 
tober 1934 (Relchsgesetzbl. I S. 1035) In 
der Fassung des Gesetzes zur Bewertung 
des Vermögens für die Kalenderjahre 1949 
bis 1951 (Hauptveranlagung 1949) vom 
16. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 22). 

ZWEITER ABSCHNITT 

Neubegründete rückerstattungs- 
rechtliche Ansprüche 

§7 

(1) Sind im Geltungsbereich der In § 6 
Nr. 1 Buchstabe c genannten Verordnung 


120 Vermögensgegenstände, die Im Zeitpunkt 
der Entziehung feststellbar waren, durch eine 
im Sinne der Artikel 1 bis 3 dieser Verord- 
nung nichtige oder anfechtbare Verfügung 
von einem der in § 1 genannten Rechtsträger 
entzogen worden, so ist dieser Rechtsträger 
schadensersatzpflichtig, wenn die Gegen- 
stände verlorengegangen, beschädigt oder In 
ihrem Wert vermindert worden sind; das 
gleiche gilt, wenn solche Vermögensgegen- 
stände zunächst von einem Dritten entzogen 
und alsdann auf einen «der in § 1 genannten 
Rechtsträger übergegangen sind. Eine Scha- 
densersatzpflicht des Rechtsträgers besteht 
nicht, wenn der Rechtsträger nachweist, daß 
der Verlust, die Beschädigung oder die Wert- 
minderung nicht auf seinem Verschulden be- 
ruht. 

(2) Ein an die in § 1 genannten Rechtsträger 
durch Barzahlung oder auf Grund einer An- 
weisung zur Zahlung entrichteter Geldbetrag 
ist nicht als feststellbarer Vermögensgegen- 
stand Im Sinne des Absatzes 1 anzusehen. 

(3) Ist vor Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
einem Entschädigungsverifahren über einen 
Anspruch nach Absatz 1 ganz oder teilweise 
rechtskräftig entschieden worden oder ist 
über diesen Anspruch eine gütliche Einigung 
zustande gdkommen, so steht die Entschei- 
dung oder die gütliche Einigung einer Ent- 
scheidung oder einer gütlichen Einigung Im 
Rückerstattungsverfahren gleich. 

(4) Eine Schadensersatzpflicht der In § 1 
genannten Rechtsträger nach Absatz 1 besteht 
gegenüber Nachfolgeorganisationen nicht. 

§8 

(1) Ist Umzugsgut In einem außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes gelegenen 
europäischen Ort vom Deutschen Reich ent- 
zogen worden, so ist das Deutsche Reich nach 
den Rechtsvorschriften zur Rückerstattung 
feststellbarer Vermögensgegenstände oder 
nach § 7 schadensersatzpflichtig, wenn der 
Verfolgte aus dem Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes ausgewandert ist oder auszuwandern 
beabsichtigte und vor der Auswanderung 
oder vor der Versendung des Umzugsgutes 
seinen letzten Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Geltungsiberelch dieses Ge- 
setzes gehabt hat. Die Entziehung gilt als an 
dem Ort erfolgt, an dem der Verfolgte vor 
der Auswanderung oder vor der Versendung 
des Umzugsgutes seinen letzten Wohnsitz 
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oder dauernden Aufenthalt im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes gehabt hat. 

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht 
nicht, wenn 

1. ein Anspruch nadi den Rechtsvorschriften 
zur Rüdierstattung feststellbarer Vermö- 
gensgegenstände (§ 6 Nr. 1) oder nach § 7 
gegeben ist oder 

2. das Umzugsgut am Bestimmungsort zur 
freien Verfügung des Eigentümers gelangt 
war. 

(3) Eine Schadensersatzpflicht des Deut- 
schen Reichs nach Absatz 1 besteht gegenüber 
Nachfolgeorganisationen nicht. 

(4) Die Schadensersatzpflicht des Deutschen 
Reichs entfällt in dem Umfange, als der Be- 
rechtigte Entschädigung von einem anderen 
Staat erhalten hat. Soweit diese Entschädi- 
gung in fremder Währung geleistet wurde, 
ist sie zu dem am 1. April 1956 gültigen Kurs 
auf den SchadensersatÄetrag anzurechnen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Behandlung der nach diesem Gesetz 
zu erfüllenden rückerstattungs- 
rechtlichen Anprüche 

§9 

(1) Ist vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
über einen rückerstattungsrechtlichen An- 
spruch (§§ 1, 3) ganz oder teilweise rechts- 
kräftig entschieden worden oder eine gütliche 
Einigung rechtsgültig zustande gekommen, so 
gilt die Entscheidung oder die gütliche Eini- 
gung als nach Maßgabe der §§ 10 bis 18 er- 
gänzt oder abgeändert. Das gleiche gilt, wenn 
eine vorher ergangene Entscheidung nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes in Rechtskraft 
erwachsen oder eine vorher getroffene güt- 
liche Einigung nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes rechtsgültig geworden ist. 

(2) Ist bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
über einen rückerstattungsrechtlichen An- 
spruch (§§ 1, 3) noch nicht entschieden wor- 
den, so ergeht die Entscheidung nach Maß- 
gabe der §§10 bis 18. 

(3) Auf Ansprüche der Nachfolgeorgani- 
sationen oder ihrer Rechtsnachfolger, die 
unter die zwischen der Bundesrepublik 


Deutschland und den Nachfolgeorgani- 
sationen oder ihren Rechtsnachfolgern ge- 
schlossenen Globalvereinbarungen fallen, fin- 
den die §§10 bis 18 keine Anwendung. 

§ 10 

( 1 ) Rückerstattungsrechtliche Ansprüche 
auf Zahlung eines Reichsmarkbetrages gelten 
als im Zeitpunkt der Währungsumstellung im 
Verhältnis 10 : 1 auf Deutsche Mark um- 
gestellt. 

(2) Der nach Absatz 1 umgestellte Betrag 
ist zu verzinsen. Die Zinsen werden durch 
einen Betrag von 25 vom Hundert des um- 
gestellten Betrages abgegolten. 

(3) Absatz 2 findet keine Anwendung auf 
rückerstattungsrechtliche Ansprüche, die sich 
auf Herausgabe des Reinertrages der Nutzun- 
gen richten. 

§ 11 

(1) Rückerstattungsrechtliche Schadens- 
ersatzansprüche sind auf Ersatzleistung in 
Deutscher Mark gerichtet, auch wenn sie nach 
den Vorschriften des bürgerlichen Rechts auf 
Herstellung des Zustandes gerichtet sind, der 
bestehen würde, wenn der zum Ersatz ver- 
pflichtende Umstand nicht eingetreten wäre. 
Bei der Bemessung der Höhe des Schadens- 
ersatzbetrages ist der Wiederbeschaffungswert 
des entzogenen Vermögensgegenstandes im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zugrunde zu 
legen. Maßgebend ist der Wiederbeschaffungs- 
wert am 1. April 1956; sind Sachen entzogen 
worden, so ist deren Zustand im Zeitpunkt 
der Entziehung zu berücksichtigen. 

(2) Für Vorteile, die der Gebrauch des ent- 
zogenen Vermögensgegenstandes gewährt 
hätte, wird ein Ersatz nicht geleistet. Sind 
sonstige Nutzungen oder Zinsen oder son- 
stige geldwerte Vorteile entgangen, so wird 
dem Schadensersatzbetrag nach Absatz 1 ein 
Betrag von 25 vom Hundert hinzugerechnet; 
der Zuschlag von 25 vom Hundert ermäßigt 
sich auf 10 vom Hundert, wenn Nutzungen 
oder sonstige geldwerte Vorteile entzogener 
Aktien oder sonstiger Beteiligungen entgan- 
gen sind. 

§ 11 a 

(1) Läßt sich der Wiederbeschaffungswert 
des entzogenen Vermögensgegenstandes am 
1. April 1956 nicht ermitteln oder liegt er 
unter dem im Verhältnis 10:1 in Deutsche 
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Mark umgerechneten Wert des Vermögens- 
gegenstandes im Zeitpunkt der Entziehung, 
so gilt der im Verhältnis 10 : 1 ln Deutsche 
Mark umgerechnete Wert des Vermögens- 
gegenstandes im Zeitpunkt der Entziehung 
als Schadensersatzbetrag. 

(2) § 11 Abs. 2 findet entsprechende An- 
wendung. Dies gilt nicht, soweit der Scha- 
densersatzbetrag nadi Absatz 1 sich aus den 
entgangenen Nutzungen oder Zinsen oder 
sonstigen geldwerten Vorteilen errechnet. 

§ 11b 

Ist vor Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Höhe des Schadensersatzbetrages durch 
rechtskräftige Entscheidung oder gütliche 
Einigung in Deutsdier Mark festgesetzt wor- 
den, so gilt der festgesetzte Betrag als Scha- 
densersatz!betrag nadi § 11 oder nach 5 
es sei denn, daß Ersatz für entzogene Forde- 
rungen oder Wertpapiere zu leisten ist; § 9 
Abs. 1 Satz 2 findet entsprechende Anwen- 
dung. Ist vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die Höhe des Sdiadensersatzbetrages durch 
rechtskräftige Entscheidung ohne Berücksich- 
tigung der entgangenen Zinsen und Nutzun- 
gen und sonstigen geldwerten Vorteile in 
Deutscher Mark festgesetzt worden, so er- 
höht sich der Schadensersatzbetrag um den 
in § 11 Abs. 2 Satz 2 oder in § 11 a Abs. 2 
genannten Betrag. 

§ 11 c 

Bei rückerstattungsrechtlichen Schadens- 
ersatzansprüchen auf Zahlung einer Rente 
werden die bis zum 31. März 1956 fällig ge- 
wesenen Beträge mit der Maßgabe zusam- 
mengerechnet, daß die Reichsmarkbeträge im 
Verhältnis 10 : 1 in Deutsche Mark um- 
gerechnet werden. Die ab 1. April 1956 zu 
zahlende Rente ist zu kapitalisieren. Der 
Kapitalwert der Rente ist nach den Vor- 
schriften des Reichsbewertungsgesetzes zu er- 
rechnen. 

§12 

(1) Bei rückerstattungsrechtlichen Schadens- 
ersatzansprüchen wegen der Entziehung einer 
Reichsmarkforderung, die ohne die Entzie- 
hung als Reichsmarkforderung im Sinne des 
§ 13 Abs. 3 des Umstellungsgesetzes umge- 
stellt worden wäre, gilt für die Bemessung 
des Schadensersatzbetrages die Reichsmark- 
forderung als im Zeitpunkt der Währungs- 


umstellung ln dem Verhältnis auf Deutsche 
Mark umgestellt, in dem die Reichsmarkfor- 
derung ohne die Entziehung umgestellt wor- 
den wäre; richtete sich die entzogene Forde- 
rung gegen einen der in § 14 des Umstel- 
lungsgesetzes genannten Schuldner, so bemißt 
sich die Höhe des Schadensersatzbetrages nach 
der künftigen gesetzlichen Regelung der For- 
derung gegen die in § 14 des Umstellungs- 
gesetzes genannten Schuldner. 

(2) Bel rückerstattungsrechtlichen Sdiadens- 
ersatzansprüchen wegen der Entziehung eines 
Guthabens, das ohne die Entziehung als Alt- 
geldguthaben im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 
des Umstellungsgesetzes oder als Uraltgut- 
haben im Sinne des § 1 Abs. 1 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes umgewandelt wor- 
den wäre, gilt für die Bemessung des Scha- 
densersatzbetrages das Guthaben in dem Ver- 
hältnis in Deutsche Mark umgewandelt, in 
dem es ohne die Entziehung umgewandelt 
worden wäre. 

(3) § 11 Abs. 2 findet Anwendung. 


§ 13 

(1) Bei der Bemessung des Schadensersatz- 
betrages nach § 12 ist diesem der Betrag der 
Entsdiädigung nach § 5 des Altsparergesetzes 
hinzuzurechnen, wenn der rückerstattungs- 
rechtliche Anspruch dem Berechtigten wegen 
der Entziehung einer Reichsmarkforderung 
(§ 12 Abs. 1) zusteht, für die dem Berechtig- 
ten Entschädigung nach dem Altsparergesetz 
zu gewähren sein würde. Es wird vermutet, 
daß die Reidismarkforderung vom Zeitpunkt 
der Entziehung bis zum Zeitpunkt der Um- 
stellung auf Deutsdfie Mark dem Berechtigten 
zugestanden haben würde, wenn sie nicht 
entzogen worden wäre. 

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwen- 
dung, sofern der Nachweis erbracht ist, daß 
für eine entzogene Reichsmarkforderung Ent- 
schädigung nach dem Altsparergesetz zu ge- 
währen sein würde, wenn sie nicht vor der 
Entziehung aus Verfolgungsgründen im 
Sinne der Rechtsvorschriften zur Rückerstat- 
tung feststellbarer Vermögensgegenstände in 
eine Reichsmarkforderung umgewandelt wor- 
den wäre, für die Entsdiädigung nach dem 
Altsparergesetz nicht gewährt wird. 

(3) Absatz l und 2 finden auf die Ent- 
ziehung eines Guthabens (§ 12 Abs. 2) ent- 
sprechende Anwendung. 
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§ 14 

Hat der Berechtigte aus demselben Ent- 
ziehungstatbestand gegen einen der in § 1 
genannten Rechtsträger sowohl einen rück- 
erstattungsrechtlichen Schadensersatzanspruch 
als auch einen rückerstattungsreditlichen An- 
spruch auf Zahlung eines Reichsmarkbetrages 
oder hat er diese Ansprüche wahlweise, so 
wird der eine Anspruch durch den anderen 
nicht berührt; der Berechtigte muß sich je- 
doch den Betrag, den er auf Grund des einen 
Anspruchs erlangt, auf den Betrag, der ihm 
auf Grund des anderen Anspruchs zusteht, 
anrechnen lassen. 

§15 

Steht dem rückerstattungsrechtlichen An- 
spruch (§§ 1, 3) ein Gegenanspruch aus dem- 
selben Entziehungstatbestand gegenüber, so 
vermindert sich der rückerstattungsrechtliche 
Anspruch um den Wert des Gegenanspruchs 
am 1. April 1956; § 12 Abs. 1 zweiter Halb- 
satz findet sinngemäß Anwendung. 

§ 16 

Steht ein rückerstattungsrechtlicher An- 
spruch (§§ 1, 3) im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes mehreren Personen 
zur gesamten Hand oder gemeinschaftlich 
nach Bruchteilen zu, so Ist eine Auseinander- 
setzung der Gemeinschaft in Ansehung dieses 
Anspruchs ausgeschlossen. Eine entgegen- 
stehende Vereinbarung ist nichtig. 

§ 17 

(1) Ein rückerstattungsrechtlicher Anspruch 
(§§ 1? 5), auf den ein Land Leistungen be- 
wirkt, geht bis zur Höhe der Leistungen auf 
das Land über. Sind die Leistungen vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes bewirkt worden, 
so gilt der Anspruch als im Zeitpunkt der 
Leistungen übergegangen. 

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwen- 
dung, wenn ein Land auf Grund anderer ge- 
setzlicher Vorschriften Leistungen bewirkt 
oder bewirkt hat, die dem Bereditigten auch 
auf Grund eines rückerstattungsrechtlichen 
Anspruchs zustehen. 

(3) Ein nach Absatz 1 oder 2 übergegan- 
gener Anspruch kann nach diesem Gesetz 
nicht geltend gemacht werden, soweit eine 
Sonderabgabe im Sinne des Bundesentschädi- 
gunsggesetzes durch Barzahlung oder auf 
Grund einer Anweisung zur Zahlung entridi- 
tet worden ist. 


§ 18 

Ist ein rückerstattungsrechtlicher Anspruch 
(§§ 1, 3) teilweise auf einen Dritten über- 
gegangen, so kann jeder der Berechtigten den 
Ansprudi im ganzen geltend machen. Der 
Anspruch kann nur dahin geltend gemacht 
werden, daß Leistungen an die Berechtigten 
nach Maßgabe ihrer Beteiligung zu bewirken 
sind. Der Ansprudi gilt auch dann als im 
ganzen geltend gemacht, wenn ein Berech- 
tigter lediglich den auf ihn entfallenden Teil 
geltend macht. 


VIERTER ABSCHNITT 

Anmeldung von rückerstattungs- 
rechtlichen Ansprüchen und weiteres 
Verfahren 


ERSTER TITEL 
Neubegründete Ansprüche 

§ 19 

(1) Im Geltungsbereich der in § 6 Nr. 1 
Buchstabe a, b und d genannten Rechtsvor- 
schriften sind Ansprüche nach § 8 von dem 
Berechtigten bei dem zuständigen Zentral- 
anmeldeamt anzumelden. 

(2) Die Anmeldung muß bis zum 1. April 
1958 bei dem zuständigen Zentralanmelde- 
amt eingegangen sein. Hat der Berechtigte 
die Frist unverschuldet versäumt, so ist ihm 
auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand zu gewähren, wenn die Anmeldung bis 
zum 1. April 1959 bei dem zuständigen Zen- 
tralanmeldeamt eingegangen ist. 

(3) Die Frist des Absatzes 2 Satz 1 gilt als 
gewahrt, wenn der Berechtigte bis zum 
1. Oktober 1958 den Anspruch bei einem 
nach Absatz 1 unzuständigen Zentralan- 
meldeamt oder einer nach dem Bundesent- 
schädigungsgesetz für Anmeldungen zustän- 
digen Stelle angemeldet hat. 

(4) Auf das Verfahren bei der Anmeldung 
und das weitere Verfahren finden die Rechts- 
vorschriften zur Rückerstattung feststell- 
barer Vermögensgegenstände (§ 6 Nr. 1 Buch- 
stabe a, b und d) Anwendung. 
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§ 20 

(1) Im Geltungsbereich der in § 6 Nr. 1 
Buchstabe c genannten Rechtsvorschriften 
sind Ansprüdie nach §§ 7, 8 von dem Be- 
rechtigten durch Klage vor der Restitutions- 
kammer des zuständigen Landgerichts geltend 
zu machen. Sind die Ansprüche vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes in einem Entschädi- 
gungsverfahren geltend gemacht worden, so 
gilt die Erhebung der Klage zugleich als An- 
trag an das Entschädigungsorgan, die Sache 
an die Restitutionskammer abzugeben. 

(2) Die Klage muß bis zum 1. April 1958 
erhoben werden. Hat der Berechtigte die 
Frist unverschuldet versäumt, so ist ihm auf 
Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand zu gewähren, wenn die Klage bis zum 

1. April 1959 erhoben worden ist. 

(3) Auf das Verfahren finden die Rechts- 
vorschriften zur Rückerstattung feststell- 
barer Vermögensgegenstände (§ 6 Nr. 1 Buch- 
stabe c) Anwendung. Ein Anwaltszwang be- 
steht nicht. 

(4) Einer Klageerhebung nach Absatz 1 be- 
darf es nicht, wenn innerhalb der Frist des 
Absatzes 2 Satz 1 eine gütliche Einigung 
zwischen dem Berechtigten und der nach 
§ 5 b zuständigen Behörde dem Vorsitzenden 
der Restitutionskammer gemäß den in § 6 
Nr. 1 Buchstabe c genannten Rechtsvor- 
schriften zur Bestätigung vorgelegt wird. Die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach 
Absatz 2 Satz 2 ist zu gewähren, wenn die 
Verhandlungen über eine gütliche Einigung 
bis zum 1. April 1958 noch nicht abgeschlos- 
sen sind. 

ZWEITER TITEL 
Neueröffnung der Anmeldefristen 

§21 

(1) Im Geltungsbereidi der in § 6 Nr. 1 
Buchstabe a, b und d genannten Rechtsvor- 
schriften kann ein rückerstattungsrechtlicher 
Anspruch (§§ 1, 3) von dem Berechtigten bei 
dem zuständigen Zentralanmeldeamt erneut 
angemeldet werden, wenn und soweit vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes 

1. der Anspruch rechtskräftig zurückgewiesen 
worden ist oder 

2. der Berechtigte den mit der Anmeldung ge- 
stellten Antrag zurückgenommen oder 

3. der Berechtigte auf den Anspruch verzich- 
tet hat. 


(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwen- 
dung, wenn der Berechtigte den Anspruch 
nicht innerhalb der in den Rechtsvorschrif- 
ten zur Rückerstattung feststellbarer Ver- 
mögensgegenstände bestimmten Frist an- 
gemeldet hat. 

(3) Meldet der Berechtigte den Anspruch 
nach Absatz 1 oder 2 an, so gilt ein Über- 
gang dieses Anspruchs auf eine Nachfolge- 
organisation als nicht erfolgt. 

(4) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 steht die 
Rechtskraft einer gerichtlichen Entscheidung 
dem angemeldeten Anspruch nicht entgegen. 

(5) § 19 Abs. 2 bis 4 finden Anwendung. 

DRITTER TITEL 
Gemeinsame Vorschriften 

§22 

(1) Ist im Geltungsbereich der in § 6 Nr. 1 
Buchstabe a, b und d genannten Rechtsvor- 
schriften ein rückerstattungsrechtlicher An- 
spruch (§§ 1, 3) nach § 189 des Bundesent- 
schädigungsgesetzes angemeldet worden, so 
gilt diese Anmeldung als fristgemäße Anmel- 
dung nach diesem Gesetz. Das Entschädi- 
gungsorgan hat die Sache auf Antrag über 
das zuständige Zentralanmeldeamt an die zu- 
ständige Wiedergutmachungsbehörde zu ver- 
weisen. 

(2) Ist im Geltungsbereich der in § 6 Nr. 1 
Buchstabe c genannten Rechtsvorschriften ein 
Anspruch, der sich seiner Natur nach als ein 
rückerstattungsrechtlicher Anspruch darstellt 
(§§ 1, 3) nach § 189 des Bundesentschädi- 
gunsgesetzes angemeldet worden, so gilt die 
Klagefrist als gewahrt, wenn der Berechtigte 
den Anspruch nach § 189 des Bundesentschä- 
digungsgesetzes fristgemäß angemeldet hat. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Zahlungspflicht der Bundesrepublik 
Deutschland 

ERSTER TITEL 

Lastentragung und Rangfolge der Ansprüche 
§23 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ver- 
pflichtet, die rückerstattungsrechtlichen An- 
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Sprüche (§§ 1, 3) nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften zu erfüllen, jedoch nur bis zu 
einem Gesamtbetrag von 1,5 Milliarden 
Deutsche Mark. In diesen Gesamtbetrag sind 
Leistungen nicht einzuberechnen, die zur Er- 
füllung der Ansprüche nach § 8 zu bewirken 
sind. 

(2) Die sich aus der Verpflichtung nach 
Absatz 1 ergebenden Lasten tragt der Bund. 

§24 

entfällt 

§25 

(1) Die rückerstattungsrechtlichen An- 
sprüche (§§ 1, 3), welche die Bundesrepublik 
Deutschland bis zu dem in § 23 Abs. 1 ge- 
nannten Gesamtbetrag zu erfüllen hat, wer- 
den nach den folgenden Vorschriften befrie- 
digt. 

(2) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens die- 
ses Gesetzes bis spätestens zum Ablauf des 
Rechnungsjahres 1958 werden befriedigt: 
Ansprüche aller Berechtigten bis zur Höhe 
von 20 000 Deutsche Mark des für den einzel- 
nen Berechtigten Insgesamt im Bescheid (§ 31) 
festgestellten Betrages. 

(3) Spätestens bis zum Ablauf des Rech- 
nungsjahres I960 werden befriedigt: An- 
sprüche aller Berechtigten bis zur Höhe von 
50 vom Hundert des für den einzelnen Be- 
rechtigten insgesamt im Bescheid (§ 31) fest- 
gestellten Betrages. 

(4) Spätestens bis zum Ablauf des Rech- 
nungsjahres 1961 werden befriedigt: An- 
sprüche aller Berechtigten in Höhe des für 
den einzelnen Berechtigten insgesamt im Be- 
scheid (§31) festgestellten Betrages. 

(5) Reicht der in § 23 Abs. 1 genannte Ge- 
samtbetrag zu einer vollen Erfüllung der nach 
Absatz 2 bis 4 zu befriedigenden Ansprüche 
und der nach den mit den Nachfolgeorgani- 
sationen und ihren Rechtsnachfolgern getrof- 
fenen Global Vereinbarungen an diese zu be- 
wirkenden Leistungen nicht aus, so verringert 
sich der Anspruch des einzelnen Berechtigten, 
soweit er nicht nach Absatz 2 und 3 zu be- 
friedigen ist, auf einen Hundertsatz. Der 
Hundertsatz errechnet sich aus dem Verhält- 
nis des in § 23 Abs. 1 genannten Gesamtbe- 
trages zu der Gesamtsumme der rückerstat- 
tungsrechtlichen Ansprüche (§§ 1, 3), wobei 
von dem genannten Gesamtbetrag und von 
der genannten Gesamtsumme die nach Ab- 


satz 2 und 3 zu zahlenden Beträge und die 
nach den genannten Globalvereinbarungen 
zu Bewirkenden Leistungen abzuziehen sind. 
Bei den Leistungen an die Nachfolgeorgani- 
sationen und ihre Rechtsnachfolger sind nur 
diejenigen zu berücksichtigen, welche nach 
den getroffenen Globalvereinbarungen unab- 
hängig davon zu bewirken sind, ob der in 
§ 23 Abs. 1 genannte Gesamtbetrag zu einer 
vollen Erfüllung der nach Absatz 2 bis 4 zu 
befriedigenden Ansprüche ausreicht. 

(6) Absatz 2 bis 4 finden auf die Befriedi- 
gung der Ansprüche nach § 8 entsprechende 
Anwendung. Verringern sich nach Absatz 5 
die Ansprüche, welche die Bundesrepublik 
Deutschland bis zu dem in § 23 Abs. 1 ge- 
nannten Gesamtbetrag zu erfüllen hat, gilt 
diese Verringerung für die Ansprüche nach 
§ 8 entsprechend. 

§26 

(1) Reiclicn die nach § 25 Abs. 2 zu bewir- 
kenden Leistungen nicht aus, eine Notlage 
des Berechtigten zu beseitigen, so können 
Vorschüsse bis zur Höhe des nach § 25 Abs. 3 
zu zahlenden Betrages gewährt werden. Vor- 
schüsse können auch aus sonstigen wichtigen 
Gründen, die einen Vorschuß als billig er- 
scheinen lassen, gewährt werden. 

(2) Der Vorschuß ist auf die nach § 25 
Abs. 3 zu bewirkende Leistung anzurechnen. 

§27 

(1) Ist der in § 23 Abs. 1 genannte Ge- 
samtbetrag nach voller Befriedigung der 
rückerstattungsrechtlichen Ansprüche (§§ 1, 3) 
noch nicht erschöpft, so ist aus dem verblei- 
benden Restbetrag der für den einzelnen Be- 
rechtigten insgesamt im Bescheid (§ 31) fest- 
gesetzte Betrag unter Zugrundelegung eines 
Zinssatzes von 4 vom Hundert vom 1. April 
1956 ab zu verzinsen. Reicht der nach voller 
Befriedigung der rückerstattungsrechtlichen 
Ansprüche (§§ 1, 3) verbleibende Restbetrag 
zu einer vollen Befriedigung der Zinsan- 
sprüche nicht aus, so verringert sich der Zins- 
anspruch des einzelnen Berechtigten auf einen 
Hundertsatz. Der Hundertsatz errechnet sich 
aus dem Verhältnis des Restbetrages zu der 
Gesamtsumme der Zinsansprüche. 

(2) Die nach Absatz 1 zu erfüllenden Zins- 
ansprüche werden bis zum 31. Dezember 1962 
befriedigt. 
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(3) Absatz 1 Satz 1 fln,det auf die Verzin- 
sung der Ansprüche nach § 8 entsprechende 
Anwendung. Verringern sich nach Absatz 1 
Satz 2 die Zinsansprüche, welche die Bundes- 
republik Deutschland bis zu dem in § 23 
Abs. 1 genannten Gesamtbetrag zu erfüllen 
hat, so gilt diese Verringerung für die Ver- 
zinsung der Ansprüche nach § 8 entsprechend. 

§28 

Die Vorschriften der §§ 25, 27 finden 
keine Anwendung auf die Befriedigung der 
in § 9 Abs. 3 genannten rückerstattungsrecht- 
lichen Ansprüche (§§ 1, 3) der Nachfolgeor- 
ganisationen oder ihrer Rechtsnachfolger. 

§29 

Vorleistungen werden auf die von der 
Bundesrepublik Deutschland nach §§ 25, 27 
zu bewirkenden Leistungen angerecfinet. Das 
gleiche gilt für Darlehen, die mit der Maß- 
gabe einer Verrechnung nach Regelung der 
rückerstattungsrechtlichen Geldverbindlich- 
keiten des Deutschen Reichs gewährt worden 
sind. Die Anrechnung wird am 1. April 1956 
wirksam; hat der Berechtigte Vorleistungen 
oder Darlehen nach dem 1. April 1956 er- 
halten, so wird die Anrechnung am Tag der 
Zahlung würksam. 

§30 

Ist ein rückerstattungsrechtlicher Anspruch 
(§§ 1, 3) nach § 17 teilweise auf ein Land 
übergegangen, so werden die nach §§ 25, 27 
zu leistenden Zahlungen bis zur Befriedigung 
des übergegangenen Anspruchs an das Land 
bewirkt. 

ZWEITER TITEL 
Verfahren 

§31 

(1) Die Oberflnanzdirektion erteilt dem 
Berechtigten über die nach § 23 von der Bun- 
desrepublik Deutschland zu erfüllenden rück- 
erstattungsrechtlichen Ansprüche (§§ 1, 3) 
einen Bescheid. Im Falle des § 9 Abs. 1 Ist in 
dem Bescheid auszusprechen, db und in wel- 
chem Umfang die Entscheidung oder die güt- 
liche Einigung als nach Maßgabe der §§ 10 bis 
18 ergänzt Oider abgeändert gilt. 

(2) Zuständig ist die Oberflnanzdirektion, 
ln deren Bezirk die Rückerstattungssache 


oder Im Falle des § 7 Abs. 3 die Entschädi- 
gungssache anhängig geworden ist. Bestehen 
Zweifel darüber, welche Oberfinanzdirektion 
zuständig ist, so bestimmt der Bundesminister 
der Finanzen die zuständige Oberfinanz- 
direktion. 

§32 

(1) Der Bescheid soll enthalten 

1. die Bezeichnung der Oberflnanzdirektion, 

2. die Personalangaben des Berechtigten, 

3. die Personalangaben des Verfolgten, so- 
weit dieser mit dem Berechtigten nicht 
personengleich ist, 

4. die Bezeichnung der dem Bescheid zu- 
grunde liegenden Entscheidungen oder 
gütlichen Einigungen, 

5. die Angabe der Höhe der rückerstattungs- 
rechtlichen Ansprüche unter Berücksichti- 
gung des § 15, 

6. die Angabe der Höhe des Insgesamt ge- 
schuldeten Geldbetrages, 

7. die Aufteilung des Geldbetrages gemäß 
§ 25 Abs. 2 bis 4 und 6 Satz 1, 

8. die Anrechnung von Vorleistungen oder 
Darlehen (§ 29), 

9. die Angabe der Leistungsempfänger im 
Falle des § 30, 

10. den Hinweis auf die Beschränkung der 
Zahlungsverpflichtung der Bundesrepublik 
Deutschland gemäß § 23 Abs. 1 und § 25 
Abs. 5 und 6 Satz 2, 

11. den Hinweis auf die Im Rahmen des § 27 
zu zahlenden Zinsen, 

12. die Gründe für die Aufteilung des Geld- 
betrages, 

13. die Belehrung über den Rechtsibehelf, 

14. das Datum und die Unterschrift. 

(2) Im Falle des § 31 Abs. 1 Satz 2 soll der 
Bescheid ferner enthalten die Gründe für die 
Abänderung oder Ergänzung gemäß § 9 
Abs. 1. 

§33 

(1) Die Oberfinanzdirektion hat von Amts 
wiegen alle für den Bescheid nach § 32 Abs. 1 
Nr. 5 und 7 erheblichen Tatsachen zu ermit- 
teln; alle Behörden und Gerichte haben ihr 
unentgeltlich Amts- und Rechtshilfe zu leisten. 
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(2) Die Oberfinanzdirektion kann insbe- 
sondere eine Auslandsvertretung der Bundes- 
republik, in deren Bezirk ein Berechtigter, 
ein Zeuge oder ein Sachverständiger seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt hat, 
um Vernehmung des Berechtigten, Zeugen 
oder Sachverständigen ersuchen. Hierbei sind 
die Tatsachen anzugeben, die Gegenstand der 
Vernehmung sein sollen. 

(3) Die Oberfinanzdirektion ist zur Ent- 
gegennahme von Versicherungen an Eides 
Statt befugt. 

(4) Der Berechtigte und sein Bevollmäch- 
tigter können die Akten der Oberfinanz- 
direktion einschließlich der von dieser herbei- 
gezogenen Akten einsehen. Sie können sich 
daraus Auszüge und Abschriften selbst ferti- 
gen oder gegen Erstattung der Kosten erteilen 
lassen. 

(5) Aus besonderen Gründen kann dem 
Antragsteller und seinem Bevollmächtigten, 
wenn dieser nicht Rechtsanwalt ist, die Ein- 
sicht in die Akten oder in Aktenteile sowie 
die Fertigung oder Erteilung von Auszügen 
und Abschriften versagt werden. 

(6) Ein Recht auf Aushändigung der Akten 
haben nur Rechtsanwälte, die bei einem Ge- 
richt im GeltungsSbereich dieses Gesetzes zu- 
gelassen sind. 

§34 

Der Bescheid ist dem Berechtigten zuzu- 
stellen. Zustellungen erfolgen nach den Vor- 
schrif ten des V erwaltungszustellungsgesetzes 
vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379). 
Ist ein Bevollmächtigter bestellt, so ist der 
Bescheid diesem zuzustellen. Wohnt der An- 
tragsteller nicht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, so finden auch §§ 174, 175 der 
Zivilprozeßordnung entsprechende Anwen- 
dung; die Zustellung kann auch mit Postrück- 
schein erfolgen. 

§ 35 

(1) Innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nach Zustellung des Bescheides kann der Be- 
rechtigte gerichtliche Entscheidung beantra- 
gen; der Antrag kann insbesondere darauf 
gestützt werden, daß in dem Bescheid die 
Aufteilung des Geldbetrages gemäß § 25 
Abs. 2 bis 4 und 6 Satz 1 unzutreffend vor- 
genommen oder, falls vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eine gerichtliche Entscheidung rechts- 
kräftig oder eine gütliche Einigung rechts- 


gültig geworden ist (§ 9 Abs. 1), die Höhe 
des geschuldeten Geldbetrages im Bescheid 
unzutreffend festgesetzt ist. Wohnt der Be- 
rechtigte im Ausland, to tritt an die Stelle 
der Frist von drei Monaten eine Frist von 
scdts Monaten. 

(2) Die Fristen nach Absatz 1 sind Not- 
fristen und beginnen mit der Zustellung des 
Bescheides, sofern dieser die Belehrung über 
den Rechtsbehelf nach § 32 Abs. 1 Nr. 13 
enthält. 

(3) Im Geltungsbereich der in § 6 Nr. 1 
Buchstabe a, b und d genannten Rechtsvor- 
schriften ist der Antrag an die Wiedergut- 
machungskammer des zuständigen Landge- 
richts zu richten. Im Geltungsbereich der in 
§ 6 Nr. 1 Buchstabe c genannten Rechtsvor- 
schriften ist die Klage bei der Restitutions- 
kammer des zuständigen Landgerichts einzu- 
reichen. 

(4) Zuständig ist das Landgericht, das in 
dem vorangegangenen Rückers tattungs ver- 
fahren zuständig gewesen ist oder gewesen 
wäre. 

(5) Auf das Verfahren finden die Rechts- 
vorschriften zur Rückerstattung feststellbarer 
Vermögensgegenstände (§ 6 Nr. 1) Anwen- 
dung, Ein Anwaltszwang besteht nicht. 

§36 

Die Zahlung erfolgt unverzüglich nach Zu- 
stellung des Bescheides in Höhe der nach 
diesem Bescheid fälligen Beträge, 


SECHSTER ABSCHNITT 
Härteausgleich 

§37 

(1) Natürlichen Personen, denen im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes feststellbare Ver- 
mögensgegenstände durch einen der in § 1 
genannten Rechtsträger entzogen worden 
sind, kann auf Antrag zur Milderung einer 
auf der Entziehung beruhenden Notlage ein 
Härteausgleich gewährt werden. 

(2) Anträge können bis zum 1. April 1958 
bei der Oberfinanzdirektion Frankfurt (Main) 
[Bundesvermögens- und Bauabteilung] ge- 
stellt werden, es sei denn, daß die Antrags- 
frist nachweisbar ohne Verschulden versäumt 
ist und der Antrag unverzüglich nachgeholt 
wird. 
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SIEBENTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§38 

(1) Ansprüche nach diesem Gesetz werden 
nicht befriedigt, solange der Berechtigte sei- 
nen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in 
Gebieten hat, mit deren Regierungen die 
Bundesrepublik Deutschland keine diploma- 
tischen Beziehungen unterhält. 

(2) Die Bundesregierung kann bestimmen, 
weldie Staaten, mit deren Regierungen die 
Bundesrepublik Deutschland keine diploma- 
tischen Beziehungen unterhält, behandelt 
werden, als ob mit ihnen diplomatische Be- 
ziehungen unterhalten würden. 


§39 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4, Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Soweit in den §§ 6, 12 und 13 auf die 
Vorschriften über die Neuordnung des Geld- 
wesens Bezug genommen ist, treten an die 
Stelle dieser Vorschriften in Berlin die dort 
geltenden entsprechenden Vorschriften. 

§39a 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§40 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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